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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Rosi Steinberger u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

BayernEi: Die Wahrheit muss auf den Tisch 

(Drs. 17/15168) 

Präsidentin Barbara Stamm: Ich eröffne die gemeinsame Aussprache und darf als Erster Frau 

Kollegin Steinberger das Wort erteilen. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Rosi Steinberger (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Frau Ministerin 

Scharf, lieber Herr Minister Huber, Herr Ministerpräsident! Bayern-Ei und kein Ende. Was ist eigentlich 

die Wahrheit beim Bayern-Ei-Skandal? Mehrmals schon hat uns Umweltministerin Scharf in den 

letzten Jahren nicht die Wahrheit gesagt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir, die Opposition, mussten uns immer heftige Vorwürfe anhören, wir wollten uns nur profilieren. 

Leider sind unsere Befürchtungen immer wieder von der Wahrheit übertroffen worden. Was wurde 

alles behauptet? Zum Beispiel sagte Frau Scharf, es gebe in Bayern gar keine Eier aus Käfighaltung 

zu kaufen. Das war falsch. Dann hieß es, es habe keine Gefahr für die Bevölkerung in Bayern 

gegeben. Das war offensichtlich auch falsch. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Staatsanwaltschaft geht inzwischen von 64 Menschen in Bayern aus, die 2014 von dem Ausbruch 

be-troffen waren. Warum ist die Staatsanwaltschaft da-rauf gekommen und nicht die zuständigen 

Behörden? Das muss man auch einmal fragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir fragen uns auch – verzeihen Sie das Wortspiel –, wie viele faule Eier uns die Staatsregierung 

noch präsentieren wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie lange soll noch der Anschein erweckt werden, bei Bayern-Ei sei alles in Ordnung gewesen? Sie 

finden immer eine Ausrede. Nun heißt es in der letzten Klar-stellung des Landesamtes für Gesundheit 

und Lebensmittelsicherheit, dass zur Übereinstimmung der Isolate noch ein epidemiologischer 

Nachweis geführt werden muss. Im Klartext heißt das: Die Salmonellen-stämme waren überall die 

gleichen, aber die betroffenen Menschen in Bayern hätten sich daran erinnern sollen, ob sie Eier von 

Bayern-Ei gegessen haben. Am besten hätten sie noch die Schachtel parat haben sollen. Um 

Himmels willen! Wie viele Beweise hätte es denn im Sommer 2014 noch gebraucht, um einen 

Zusammenhang herzustellen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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In Wahrheit war halb Europa in Aufruhr, weil es Hunderte von Erkrankungen gegeben hat. Man kannte 

die Quelle. Sie war in Niederbayern bei der Firma Bayern-Ei, die noch dazu einem einschlägig 

bekannten Besitzer gehört. Da hätte man eingreifen müssen, Herr Huber. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn die Quelle bekannt ist, könnte man meinen, dass Maßnahmen ergriffen werden, damit das 

Krankheitsgeschehen aufhört. Die Infektionen haben aber noch lange nicht aufgehört. Die 

Österreicher haben noch im September zu Recht gefragt, wie es denn sein kann, dass immer noch 

Eier im Umlauf sind, ob-wohl es doch schon lange zuvor einen positiven Befund gegeben hat.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Antwort ist ganz einfach: Am Standort Aiterhofen hat es vom 4. 

August bis zum 1. September gedauert, bis der Betrieb geschlossen wurde. Millionen von Eiern, die 

für die Bevölkerung nicht sicher waren, waren damals noch im Umlauf. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben es satt! Das sage ich ganz ehrlich. Wir sind alle 

Beschwichtigungen leid; denn am Ende wurden Sie immer wieder von den Medien überführt, dass Sie 

uns nicht die ganze Wahrheit gesagt haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie behaupten immer, Sie hätten keine andere Wahl gehabt, Sie hätten gar nicht warnen dürfen. Das 

stimmt nicht. Sie hatten die Wahl zwischen Verbraucherschutz und Rücksicht auf den Eigentümer. Sie 

haben sich für den Hühnerbaron entschieden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie haben alle Anzeichen und Warnhinweise ausgeblendet. Verbraucherschutz sieht aus unserer 

Sicht ganz anders aus.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für uns ist eines klar: Das Krisenmanagement 2014 war eine 

Katastrophe. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Es hilft nichts, wenn Sie immer wieder Ihre Unschuld betonen. Inzwischen wäre ein wenig Demut 

angebracht, meinen Sie nicht, Herr Huber? 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Herr Minister Huber, Sie betrifft das Krisenmanagement. Sie haben die damaligen Versäumnisse zu 

verantworten. Aus dieser Nummer kommen Sie auch nicht mehr heraus. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Die jetzt amtierende Verbraucherschutzministerin heißt Ulrike Scharf. Sie sind mit der Aufklärung des 

Skandals gefordert. Frau Scharf, dabei haben Sie leider auf ganzer Linie versagt. 
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(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ich weiß nicht, ob Sie die Hintergründe kannten, als Sie mit uns gesprochen haben. Als Ministerin 

müssen Sie jedoch Bescheid wissen. Als Ministerin ist es Ihre Aufgabe, die Verbraucherinnen und 

Verbraucher zu schützen. Bisher sehe ich leider schwarz. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Frau Scharf, gestern haben Sie beim Neujahrsempfang Papst Franziskus zitiert. Sie sagten, man 

brauche drei Eigenschaften: Ehrlichkeit, Mut und Verantwortlichkeit. Genau das sollten Sie sich jetzt 

zu Herzen nehmen: Ehrlichkeit bei der Aufklärung, Mut, um Fehler zuzugeben, und Verantwortung, 

um die Zustände deutlich zu verbessern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu unserem Antrag. Den Berichtsanträgen von der CSU und 

den FREIEN WÄHLERN werden wir zustimmen. Interessant ist, dass die CSU-Fraktion inzwischen 

ebenfalls erhebliche Wissenslücken festgestellt hat. Beim Antrag der SPD werden wir uns der Stimme 

enthalten, weil wir die Einsetzung eines Sonderermittlers nicht für den richtigen Weg halten. Das 

Parlament sollte sich das Heft des Handelns nicht aus der Hand nehmen lassen. 

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN) 

Zwischenbemerkung 

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Staatsministerin. – Bleiben Sie bitte 

noch da. Frau Steinberger hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön, Frau Kollegin, 

Sie haben das Wort. 

Rosi Steinberger (GRÜNE): Frau Ministerin, ich weise entschieden von mir, dass die Opposition bzw. 

die Fraktion der GRÜNEN aus politischem Ehrgeiz handelt. 

(Lachen bei der CSU – Staatsministerin Ulrike Scharf: Fühlen Sie sich angesprochen?) 

Im Gegensatz zu Ihnen – das möchte ich fast sagen – sind wir an den Fakten orientiert. Wir haben 

sehr viele Fakten aufgezählt. Wenn Sie uns unterstellen, wir würden nur verzerren und verdrehen, 

reden Sie einen Untersuchungsausschuss geradezu herbei. Wir lassen uns nicht gefallen, von Ihnen 

geradezu beschimpft zu werden. Wir wollen wirklich Aufklärung.  

Damit wir bei den Fakten bleiben, habe ich eine Frage an Sie, und ich bitte Sie, mir diese konkret zu 

beantworten. Zwischen dem 18. und dem 29. August gab es ganz viele bilaterale Anfragen aus 

Frankreich, aus Österreich und aus dem Vereinigten Königreich. Alle wollten wissen: Was ist 

eigentlich los mit den Eiern von Bayern-Ei? Wie sind die Lieferbeziehungen? Das LGL hat sehr viel 

gemacht, aber anscheinend haben Sie im eigenen Land nicht hingeschaut. Ich möchte Sie fragen: 

Finden Sie es in Ordnung, dass in der Zeit, in der das LGL täglich Anfragen beantworten musste, die 

Firma Bayern-Ei in Aiterhofen weiter Eier ausliefern durfte? Wieso haben Sie diesen Betrieb in dieser 
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Zeit nicht gesperrt? Denn spätestens dann hät-ten Sie wissen müssen, was in ganz Europa los ist. Sie 

aber haben zugeschaut. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


